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Nachfrage. 


rste Verkäuferin. Konsumverein am Zürichsee sucht eine 

erste Verkäuferin für eine Filiale mit ca. Fr. 300,000 Um- 
satz. Verlangt wird gründliche Kenntnisse der Schuhwaren-, 
Wäsche- und Kolonialwarenbranche. Nur erste Kräfte wollen 
sich melden. Monatsgehalt Fr. 240—260. Eintritt wenn möglich 
sofort oder nach Uebereinkunft. Offerten unter Chiffre 260 an 
den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Schweizer. Konsumtee 


Vorzüglicher Familientee 
hergestellt aus Schweizer Gebirgskräutern 


Empfehlenswert für Personen, denen infolge ihres Ner- 
Verkäuferin gesucht. Zuverlässige Verkäuferin findet in venzustandes der Genuss von Schwarztee verboten ist 
Konsumverein der Ostschweiz mit Fr. 150,000 Jahresumsatz 
angenehme Stellung. Solche, welche beim V.S.K. einen Ver- 
käuferinnenkurs absolviert haben, erhalten den Vorzug. Offerten 
mit Gehaltsansprüchen, eventuell Beilegung einer Photographie, 
unter Chiffre A. A. 261 an den Verband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. | 
| 
| 


Unter Zusatz von Honig oder Kandiszucker bildet dieser Tee 
ein nervenberuhigendes Getränk sowie ein gutes Mittel gegen 
en Husten, Heiserkeit und Verschleimung +++ 


Angebot. 


77aährige Tochter sucht Lehrstelle in einem Konsumverein, 
würde eventl. noch im Haushalt mithelfen. Offerten unter 
Chiffre F. H. 262 an den Verband schweiz. Konsumvereine 
in Basel. 


Zu beziehen durch 
Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) in Basel. 
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-T üchtiger solider Bäcker, mittleren Alters, mit moderner 
Bäckerei vertraut, sucht baldmöglichst Stelle. Prima Zeug- 
nisse zu Diensten. Auskunft erteilt J. Brunner, Bäcker, Flawil. 


Kakao Union 


hat in jeder sparsamen Rüche einen 
Ehrenplat und sollte daher in keiner 
Haushaltung fehlen. 
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Den Bereinsverwaltungen empfehlen wir unjere reiche Auswahl in 


enen 


und 


‚Slaichen- Deinen 


garantiert echte Naturprodukte in äußerjt vorteilhaften Breislagen 


Roi- und Meiß- eine 
Malaga dore, Kiqueurs 


Alkoholfreie eine und Getränke 
ee 


erkäuferin, welche den Verkäuferinnenkurs in Basel besucht 

hat, sucht Stelle als Aushilfe öder zweite Verkäuferin. 
Offerten unter Chiffre A. O. 140 an den Verband schweiz. | 
Konsumvereine in Basel. - 
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Monopole und Privilegien 
für den Profithandel. 


Il. 
Der in letzter Nummer erschienene Teil dieser 
Artikelserie hat uns bereits ein Berichtigungs- 


begehren eingetragen: 

Vom Sekretariat der Basler Handelskammer 
wird uns mitgeteilt, dass die Handelskammer an der 
Berner Demonstration vom 3. Oktober nicht beteiligt 
und dass auch niemand berechtigt war, sich dort als 
ihr Vertreter aufzuführen; ebenso erfahren wir, dass 
auch das eidgenössische Ernährungsamt nicht 
offiziell vertreten war. Wenn das so weiter- 
geht, so ist es wohl möglich, dass bei genauer Prü- 
fung auch die anderen namentlich als anwesend vom 
Versammlungsleiter bekanntgegebenen Vertreter und 
Vertretungen nur in der Einbildung des Vorsitzenden 
anwesend waren. 

Als weitere vertretene Verbände dagegen sind 
uns seither noch bekanntgegeben worden: 

19. Schweiz. Verband der Likör- und Spirituosen- 
händler, 
20. Schweiz. Zigarrenhändlerverband. 

Nach diesen Berichtigungen und Ergänzungen 
können wir mit dem Versammlungsbericht weiter- 
fahren: 

«In der Diskussion ergriff zunächst der Ver- 
treter des Verbandes schweiz. Spezereihändler, Herr 
Laury, das Wort. Er stellte eine Reihe von For- 
derungen auf, die er als Mindestforderungen für den 
freien Spezereihandel bezeichnete: Wahrung und 
Unantastbarkeit der persönlichen und beruflichen 
Freiheiten, soweit die Kriegswirtschaft nicht un- 
erlässliche Ausnahmen erfordert. Anerkennung der 
Organisationen und Einkaufsgesellschaften des Pri- 
vathandels über alle Gebiete des Handels, Importes 
und Inlandverkehrs. Gleiches Recht für alle! An- 
erkennung der Freiheiten in Handel und Gewerbe 
innerhalb der beruflichen Organisationen. Ich be- 
streite, dass das ein Zurückgehen zur Zunftwirtschaft 


ist. Anerkennung des zeitgemässen Arbeits-, Waren- 
und Risiko-Entgeltes für Handel, Handwerk und Ge- 
werbe. Jeder Arbeiter ist seines Lohnes wert. 

Wenn der Bundesrat dem übermächtigen Ein- 
fluss der Konsumvereine im Bundeshaus sich auch 
nicht widersetzt, so ist er sich doch als Diener der 
Allgemeinheit bewusst. Er ist nicht der Bundesrat 
der schweizerischen Konsumvereine, sondern der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft. Der Bundesrat 
hat kein Recht, sich zum Schutzherrn einer einzelnen 
Wirtschaftsgruppe herzugeben, und er wird sich 
niemals derart auf den Ast hinaus wagen. Wenn den 
Begehren der Konsumvereine entsprochen würde, 
so würde das für dieselben sofort eine Monopol- 
stellung bedeuten. Jeder echte Patriot und Schweizer 
muss die Monopole in allen ihren Wirkungen be- 
kämpfen. Sie rufen auch dem Bureaukratismus. Wir 
verlangen, dass unser Wirtschaftsleben auch in der 
Folge auf der Konkurrenz aufgebaut bleiben möge. 
Sie ist das einzige nie versagende, treibende Element 
im Wirtschaftsleben: Produktion und Förderung 
mittels höherer Kultur. 

Herr Beguin, Delegierter des Verbandes 
schweiz. Müller, meinte geistreich: Wenn das Glück 
in der Bescheidenheit besteht, dann sind die Konsum- 
vereine unglücklich. Er verwies auf die Mannig- 
faltigkeit der Konsumvereinsprodukte, indem er auf 
das grösste Konsumhaus der Schweiz, den St. Anna- 
hof in Zürich hinwies, wo man nicht nur Lebens- und 
Genussmittel finde, sondern auch Bedarfsartikel, 
Wäsche, Kommoden, Kindermöbel und Ehebetten, 
letztere allerdings ohne Inhalt, aber mit der Zeit 
dürfte es so weit kommen, dass sich im St. Annahof 
auch eine Ehevermittlung mit Rückvergütung und 
Gewinnanteil auftut. (Unbändige Heiterkeit.) Sie 
gehen nach weiter, bis zur Errichtung eigener Pro- 
duktionsbetriebe. Sie haben eine Kaffeerösterei, Ge- 
würzmühlen, eine Fettraffinerie, eine Buchdruckerei, 
eine Schuhfabrik, eine Kaffeemühle und eine Konsum- 
mühle, — selbstverständlich die grösste Mühle der 
Schweiz — ein Architekturbureau, eine Versiche- 
rungskasse, sie haben vor, eine viel grössere Volks- 
versicherung zu errichten, sie haben sogar eine 
Bank, deren Umsatz 1913 über 100 Millionen betrug. 
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In welcher Weise die Konsummühle bevorzugt wird 
von den eidgenössischen Beamten, zeigt ihre Be- 
schäftigung bis zu 94%. Die Konsumvereine haben 
sicherlich eine Produktion von über 70%. Ausser- 
dem bestehen noch andere genossenschaftliche 
Mühlen, nämlich die der landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften. Da sieht die Sache noch viel schöner 
aus. Die Bauernmühlen haben die Garantie, dass 
sie während der Kriegszeit zum mindesten so stark 
beschäftigt sein sollen, als vor dem Krieg. Im Jahre 
1917 haben die landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften eine Aktion unternommen und die Militär- 
mahlungen bekommen. Das Militärdepartement hat 
diesen Bauernmühlen mehr zugewiesen, als sie be- 
wältigen konnten. Redner wendet sich weiter gegen 
die Anschauung im Bundeshause, dass das Verdienen 
«unfär» sei. 

Wie die Konsumvereine ihre Aufgabe verstehen, 
wie gewissenhaft sie sind in der Verteilung und 
Verarbeitung der Ware, zeigt der Vorfall bei der 
Konsummühle im Jahre 1915, wo für Fr. 400,000.— 
Ware fehlte. In diesem Zusammenhang richtete er 
scharfe Angriffe gegen Herrn B. Jägg i.‘) 

Die vier folgenden Redner, Guyer- Müller 
für die Metzger, Budliger für die Wirte, 
Schönemann für die Comestibles- und Deli- 
katesshändler, Egli für die Konditoren, befassen 
sich weniger mit der Eingabe des V.S.K., als mit 
den schmerzhaften Folgen der Kriegswirtschaft spe- 
ziell für ihren Beruf, wobei wir aus den Ausführungen 
des Herrn Egli nur die Klage registrieren wollen, 
dass die Anwendung der bundesrätlichen Vor- 
schriften von Kanton zu Kanton differiere, was als 
grosse Unbilligkeit empfunden werde. 

Nationalrat Kurer, Vorsteher der eidg. Fett- 
zentrale’): Wir wollen die Bedeutung der Tagung 
herausheben aus dem Interesse des Einzelnen und 
der Berufsgruppen unter uns. Wir wollen die Tagung 
auch beschliessen als eine Demonstration unseres 
guten Rechtes zur Mitarbeit in der gegenwärtigen 
Kriegswirtschaft. Die Tagung von heute war ur- 
sprünglich beabsichtigt als eine solche von selb- 
ständigen Detailhändlern. Wenn der Verband 
schweiz. Konsumvereine sich erfreulicherweise her- 
gegeben hat, Stimmung für die heutige Tagung zu 
machen, so wollen wir das mit einer Verbeugung 
nach Basel herzlich verdanken. (Heiterkeit.) Darin 
liegt nur die Charakterisierung für das Recht unserer 
heutigen Tagung, für die Notwendigkeit derselben, 
iust in diesem Moment hinüberzurufen zum Bundes- 
haus: Wir kommen, wir alle, bereit, unsere Pflicht 
zu erfüllen, so wie die Not der Zeit es erfordert, aber 
wir alle kommen im gleichen Moment mit dem Be- 
gehren unseres Rechtes auf Existenz, nicht um des 
Geldsäckels willen, sondern um des Friedens und der 
Ruhe und einer glücklichen Entwicklung des Staates 
wegen. Zu einer Zeit, wo an die Pforten des Staates 
Forderungen klopfen, die die Existenz des bürger- 
lichen Staates bedrohen würden, wird, ich weiss es, 
unser Wort gehört werden. Sie werden es dem 
Sprechenden nachfühlen, wie sehr es ihn gefreut hat, 
dass aus dieser Tagung eine solche des gesamten 
freien Handels geworden ist, dass die gesamte In- 


°) Schriftlich von Herrn B. Jäggi zur Präzisierung seiner 
Angriffe aufgefordert, um einen Anhaltspunkt darüber zu haben, 
ob eventuell gerichtliches Vorgehen möglich sei, hat Herr 
Beguin in seinen Antworten seinen Behauptungen eine andere 
doppelsinnige oder harmlose Deutung untergeschoben. 

?) Natürlich war dieser Redner nicht als Vertreter der Fett- 
zentrale an dieser Händlerparade, sondern als Sekretär des 
Speziererverbandes, und von diesem Standpunkt aus ist auch 
seine Rede zu werten. 
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dustrie und das Gewerbe sich uns anschloss und 
unterstreichen, was die beiden Herren Referenten 
uns gesagt haben. Wir dürfen die Tagung nicht als 
ein einmaliges Aufflackern gelten lassen, sondern 
was sie uns bot, müssen wir packen und behalten im 
Sinne der Zusammenarbeit, des Verstehens von 
Rechten und Pflichten aller unter uns, die wir der 
Industrie angehören, dem Gross- oder dem Klein- 
handel und dem Gewerbe. Der Zusammenschluss 
des gesamten frei erwerbenden Bürgertums muss 
sich nach und nach, wenigstens auf wirtschaftlich- 
politischem Gebiete, vollziehen. Wenn wir so einig 
unter uns sind, unser Lebensrecht gegenseitig an- 
erkennen, dann dürfen wir an die Fortexistenz des 
bürgerlichen Staates in der Schweiz glauben: wir 
werden die Stärkeren sein! 

Dasselbe Recht zu leben, anerkennen wir aber 
auch dem Arbeiter und dem Angestellten. Da gilt 
doch das Wort, dass es einen wirtschaftlichen 
Frieden nicht geben kann ohne die Erfüllung des 
sittlichen Gebotes: Liebe deinen Nächsten und achte 
auf ihn so, wie dich selbst! Mir liegt daran, unseren 
Freunden aus der welschen Schweiz die Zusicherung 
zu geben, dass wir auch dort die Sammlung unserer 
gemeinsamen Kräfte vollziehen wollen. Haben doch 
für unser Existenzrecht und seine Notwendigkeiten 
unsere lieben Welschen ein viel tieferes Verständnis 
als es vielfach in der deutschen Schweiz besteht. 
Zum Lenker der Geschicke aber wollen wir die tief- 
gründige Bitte senden: dass der Friede komme für 
die ganze Welt, dann werden auch wir den Frieden 
und das Glück wirtschaftlicher Art in der Schweiz 
haben. (Stürmischer Beifall.) 

Es sind noch eine Reihe Redner vorgemerkt, 
die der vorgeschrittenen Zeit halber auf das Wort 
verzichten. 

Der Tagespräsident verliest die eingelaufenen 
Telegramme und eine Erklärung des neuen Direktors 
des Ernährungsamtes, Herrn Oberst v. Goumoöns, 
worin es heisst: «Es kann von einer Ueberstürzung 
der gegenwärtigen Bestimmungen im Ernährungs- 
wesen nicht die Rede sein. Nur eine bessere An- 
passung verschiedener Verordnungen an die Verhält- 
nisse der Zeit ist notwendig. Er will alle Kreise zur 
gemeinsamen Arbeit heranziehen und stellt dem Er- 
nährungsamte zwei Hauptaufgaben: Eliminierung 
ienes Handels und Zwischenhandels, den man mit 
Recht als louchen Handel bezeichnen muss, also der 
Schieber und Wucherer als purer Gelegenheits- 
arbeiter, das Bestreben, dafür zu sorgen, dass bei 
der Versorgung mit Lebensmitteln, die noch nicht 
rationiert sind, derienige, der über mehr Geld ver- 
fügt, nicht in allen Kaufläden herumlaufen kann, 
während sein Nachbar mit weniger Geld die grösste 
Mühe hat, in den Besitz der notwendigen Lebens- 
mittel zu gelangen.» 

Diese Erklärungen des neuen Lebensmittel- 
direktors, die eigentlich gegen die Tendenzen der 
Diskussionsredner gingen, wurden schweigend an- 
gehört. 

Hierauf verlas der Tagespräsident zehn ge- 
druckt vorliegende Postulate, die die Versammlung 
durch Erheben von den Sitzen mit überwältigendem 
Mehr annahm. Sie lauten: 


Postulate 
der allgemeinen Versammlung des gesamten Privathandels der 
Nahrungsmittelbranche der Schweiz vom 3. Oktober 1918. 


1 


Verstärkung der Vertretung des freien Handels, der Gewerbe 
und der Industrie der Nahrungs- und Genussmittelbranche in 
der Eidg. Ernährungskommission. 


& 
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Befragung der Berufsverbände und der Arbeitsausschüsse 
derselben vor Erlass einschlägiger Verfügungen, 


2 


Wahrung der Freiheit des Privathandels. Beschränkungen 
der Fandelsfreiheit sind auf das unbedingt notwendige, durch die 
Kriegs- und Uebergangswirtschaft gebotene Mass und auf un- 
entbehrliche Artikel zu reduzieren. Es ist anzuerkennen, dass 
solche Beschränkungen der Handelsfreiheit nur für die Kriegs- 
oder Uebergangswirtschaft bestimmt sind, 

Bekämpfung aller weitern staatlichen, kommunalen und 
privatwirtschaftlichen Monopole, speziell auch des Getreide- 
monopols. Wiederherstellung des früheren Zustandes während 
der Uebergangswirtschaft. 

Möglichst baldige Freigabe des Importes kontingentierter 
und monopolisierter Waren an den freien Importhandel. 

Die behördliche Rationierung weiterer Waren, vorab des 
Fleisches, ist zu vermeiden, und es ist die gleichmässire Ver- 
teilung der notwendigsten Lebensmittel und Bedarfsartikel durch 
die interessierten Syndikate und Verbände gemeinsam mit den 
Behörden durchzuführen. Sollten weitere Rationierungen un- 
umgänglich sein, so sind die Bedürfnisse aller Volkskreise fest- 
zustellen und in gerechter Differenzierung zu berücksichtigen. 


3 


Anerkennung der Einkaufsorganisationen des Privathandels 
für alle Gebiete des Handels und des Gewerbes, sowohl für den 
Import wie auch für den Inlandverkehr, ohne dadurch den not- 
wendigen freien Importhandel, sowie den Gross- und Zwischen- 
handel, soweit er volkswirtschaftlich gerechtfertigt ist, zu be- 
einträchtigen. 


4, 

Anerkennung eines gerechten Arbeits-, Waren- und Risiko- 
Entgeltes auch für Handel, Gewerbe und Industrie unter richtiger 
Erfassung aller Elemente der Gestehungskosten. Es wird fest- 
gestellt, dass unter Zustimmung und Mitwirkung des Gewerbe- 
standes, des Handels und der Industrie der Anspruch der 
Arbeiterschaft und der staatlichen und privaten Angestellten 
auf gerechten und zeitgemässen Lohn behördlicherseits an- 
erkannt wurde. Gleiches Recht für alle, 


5. 


Das Schiebertum ist mit aller Wucht zu bekämpfen; dieser 
Kampf ist in einer Weise zu führen, dass dadurch nicht der 
ehrliche Handel getroffen und entehrt wird. Achtung vor dem 
ehrlichen Handel. 

Schiebern und Kettenhändlern, welche durch administrative 
oder gerichtliche Untersuchungen oder Entscheide als solche 
gekennzeichnet sind, ist der Handel in jeder Form zu unter- 
sagen, deren Lager sind zu beschlagnahmen und in den legitimen 
Handel überzuleiten. 


6 


Alle Preistreibereien, mit Einschluss der Warenaufkäufe 
industrieller Unternehmungen zwecks Abgabe von Nahrungs- 
mitteln an ihre Arbeiter an Stelle zeitgemässer Entlöhnung, sind 
zu bekämpfen; letzteres auch’ mit Rücksicht auf eine gleich- 
mässige Verteilung der Waren unter die Bevölkerung, 


7 


Ausschaltung der kantonalen und kommunalen Waren- 
vermittlungstätigkeit mit Ausnahme der Armenfürsorge, Ver- 
pflichtung der Kantone und Gemeinden zur Ueberlassung der 
Warenvermittlung an den legitimen Handel, soweit die Kantone 
und Gemeinden zur Durchführung der Kontingentierung und 
Rationierung herbeigezogen werden. Keinesfalls darf eine da- 
herige Gebühr das Vermittlungsentgelt des Handels beeinträch- 
tigen. 

Beschränkung der Kantone und Gemeinden auf die Kontroll- 
tätigkeit. 

Verbot der Warenabgabe an Verbrauchergruppen, welche 
nicht schon vor dem Krieg in offenen Ladengeschäften die 
Warendetaillierung besorgten. 


8. 
Einführung einheitlicher Rationierungsmarken für die ganze 
Schweiz, 
9, 


Die Bevorzugung der landwirtschaftlichen Genossenschaften 
und Konsumentenorganisationen in der Zuteilung von kontin- 
gentierten oder monopolisierten Waren ist auszuschalten, 


10. 


Die Eingabe des Verbandes schweizerischer Konsumvereine 
(V.S.K.) an den Bundesrat vom 20. September 1918 betreffend 


Einschränkung des Privathandels ist als verwerflicher Angriff 
auf das Existenzrecht des freien Handels, der selbständigen 
Gewerbe und der Industrie und auf die freie Kaufbetätigung der 
Konsumenten mit aller Entschiedenheit zurückzuweisen. 


Nach einem kurzen Schlusswort des Präsidenten 
wurde die dreistündige Tagung um 2 Uhr mittags 
mit einem Hoch auf das Vaterland geschlossen. 


* % 
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So weit der Bericht eines objektiv referierenden 
Teilnehmers über die an der Händlerparade gefal- 
lenen Voten‘), die uns nun zu einigen kritischen Be- 
merkungen Anlass geben. 


1. Die 22 oder 23 Verbände mit 45 Tausend 
vertretenen Firmen. 


Der Vorsitzende glaubte jedenfalls mit. Nennung 
dieser Zahlen einen überwältigenden Eindruck zu er- 
zielen und damit bei den Instanzen, die die Ent- 
scheidung zu treffen haben, Furcht zu erregen. Wir 
können die Uebereinstimmung der mitgeteilten 
Zahlen mit der Wirklichkeit nicht kontrollieren. Auf 
jeden Fall jedoch, die Zahl von 45,000 Firmen als zu- 
treffend angenommen, dürfen wir sagen: «Weniger 
wäre mehr gewesen»; denn was heisst das, dass an 


°) Das von Regierungsrat Tschumi gehaltene Hauptreierat 
ist in der «Schweiz. Gewerbe-Zeitung» vom 12. Oktober in 
extenso zum Abdruck gebracht worden. Ein Vergleich zwischen 
dem uns übermittelten Stenogramm und dem in der Gewerbe- 
zeitung abgedruckten Texte ergibt vollständige Uebereinstim- 
mung bezüglich des Gedankenganges und zum grossen Teil auch 
des Wortlautes, immerhin mit der Modifikation, dass unser 
Stenogramm eben die Wiedergabe einer wirklich gehaltenen 
Rede bezweckt, während der in der Gewerbe-Zeitung abge- 
druckte Text eher das der Rede zugrunde liegende Manuskript 
darstellt und also die Rede so wiedergibt, nicht wie sie gehalten 
worden ist, sondern wie sie gehalten werden wollte, Eine we- 
sentliche Differenz ist uns dagegen aufgefallen: In der Gewerbe- 
zeitung ist noch ein persönlicher Angriff auf den Präsidenten 
der Verwaltungskommission des V.S.K. enthalten, der in un- 
serer stenographischen Wiedergabe fehlt. Ob dieser Passus 
unserem Stenographen entgangen ist oder in der mündlichen 
Wiedergabe von Herrn Regierungsrat Tschumi vergessen wurde, 
oder ob letzterer es für taktvoller erachtete, ihn zu unterdrücken, 
lassen wir dahingestellt. Die Stelle ist immerhin so interessant 
und lässt auf die Denkweise des Herrn Regierungsrat Tschumi 
einen so interessanten Rückschluss zu, dass wir sie in extenso 
zum Abdruck bringen. Sie lautet: 

«Die Eingabe des V.S.K, stellt den freien Handel als 
eine profitwütige Gesellschaft, den Konsumverkehr als eine 
gemeinnützige hin und unter dieses «Kritum» (sic!) setzt ein 
Mann die Unterschrift, der sich seine Gemeinnützigkeit mit 
Fr. 20,000.— bezahlen lässt, ein Einkommen also, das nur 
die wenigsten Detaillisten des freien Handelsstandes reali- 
sieren dürften. \Ver hätte da nicht ebenso viel Grund, seine 
Gewerbetätigkeit als eine gemeinnützige hinzustellen.» 

Es ist nicht das erste Mal, dass man Herrn Jäggi sein Ein- 
kommen nachzurechnen und ihm aus der angeblichen Höhe des- 
selben einen Vorwurf zu machen sucht. Vor mehr als 4 Jahren 
im Zusammenhang mit dem Kampf um die Bell-Allianz hat man 
ihm ein Einkommen von gegen 30,000 Franken angedichtet. Nach 
4% Jahren Krieg wiederholt Regierungsrat Tschumi dieses 
Experiment mit einem Rabatt von 33% % auf der 1914 genannten 
Summe. Jeder, der die Verhältnisse kennt, weiss, dass die 
Dienste, die Herr Jäggi der Genossenschaitsbewegung geleistet 
hat und noch leistet, mit den 1914 und 1918 erwähnten Beträgen 
jedenfalls nicht überzahlt wären. Es berührt speziell von den 
Vertretern des freien Handels, die sonst den Standpunkt ver- 
treten, man solle in der Bemessung des Einkommens nicht 
schablonisieren sondern individualisieren und hervorragende 
Kräfte entsprechend honorieren, sehr eigenartig, wenn sie ein 
von einem der Leiter eines nach kaufmännischer Art geleiteten 
Betriebes mit einem Jahresumsatz pro 1918 von gegen 120 Mil- 
lionen Franken angeblich bezogenes Jahresgehalt von gegen 
20,000 Franken als übermässige Entlöhnung angreifen wollen, 
Jedenfalls würden sie im gleichen Falle ein Mehrfaches dieser 
Summe nicht als zu hoch gegriffen bezeichnen und beanspruchen, 
Tatsächlich bleibt jedoch das für die Mitglieder der V.K. des 
V.S.K. festgesetzte Gehalt, das Herr Jäggi in gleicher Weise 
wie seine Kollegen bezieht, ganz erheblich unter der von Herrn 
Regierungsrat Tschumi genannten Summe, 
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diesem Demonstrationstag 45,000 Firmen allein aus 
der Nahrungsmittelbranche vertreten waren? Das 
heisst, dass in der Schweiz neben den zirka 2000 Ab- 
lagestellen der Konsumentenorganisationen noch 
mindestens 45,000 selbständige Firmen, wovon ein- 
zelne mit Dutzenden von Filialen, einzig und allein 
damit beschäftigt sind, an der übrigen Schweizer Be- 
völkerung im Detailhandel mit Lebensmitteln aller 
Art Gewinne zu erzielen, es heisst ferner, dass — 
wenn man denjenigen Teil des Gesamtumsatzes an 
Lebensmitteln, der durch die Organe der Konsu- 
menten besorgt wird und der auch von den Ver- 
tretern des Profithandels auf 10—20% des Gesamt- 
umsatzes geschätzt wird, in Abrechnung bringt, 
ebenso konsequenterweise auch 10—20% der Bevöl- 
kerung, auch wieder nach Zugeständnis des Profit- 
handels — dass dann noch ein Teil der Bevölkerung, 
der zwischen 3—3,4 Millionen schwanken mag, 
45,000 selbständige Unternehmer in der Nahrungs- 
mittelbranche erhalten muss, dass also 65—75 
Köpfe der Bevölkerung, oder, die Haushaltung zu 
45 Köpfen angenommen, 14—17 Haushal- 
tungen einen selbständigen Unterneh- 
mer in der Lebensmittelbranche er- 
nähren müssen. Trotz der vom Profithandel 
beklagten starken Zunahme der konsumgenossen- 
schaftlichen Organisationen sind ’also noch 45,000 
selbständige Unternehmer tätig, deren Arbeitsgebiet 
von den Konsumenten bisher noch nicht beansprucht 
wurde, und finden dank dieser Passivität seitens der 
Konsumenten bei der Ausübung ihres Handels ein 
lohnendes Auskommen. 

Wie gross der Gesamtbetragist, den 
allein diese Zwischenhändler aus der Lebensmittel- 
branche im Laufe des Jahres an den Konsumenten 
«verdienen», lässt sich natürlich nur schätzen und 
nicht berechnen. Gehen wir wiederum von den sta- 
tistisch verarbeiteten Resultaten unserer Verbands- 
vereine aus, die pro 1917 für rund 200 Millionen 
Franken Waren umgesetzt haben, und rechnen wir 
diese 200 Millionen Franken als einen zwischen 
10—20% des Gesamtumsatzes betragenden Bruch- 
teil des Ganzen, so haben diese 45,000 Lebensmittel- 
detaillisten einen Umsatz, der zwischen 800 bis 1800 
Millionen schwanken kann, bewältigt und dabei 
einen Bruttoüberschuss von 160-360 Millionen 
Franken erzielt, von denen beim konsumgenossen- 
schaftlichen Betriebe durchschnittlich minde- 
stens 6% des Umsatzes gleich 48—108 
Millionen Franken wiederandie Ver- 
braucher zurückgefallen wären. Diese 
48—108 Millionen stellen wohlverstanden das Mi- 
nimum des reinen Unternehmergewinnes dar, 
unter der Voraussetzung, dass der konsumgenossen- 
schaftliche Handel und der Profithandel ungefähr in 
gleich rationeller Weise arbeiten. Wir behaupten 
zwar, dass die richtige konsumgenossenchaftliche 
Organisation — Zwergbetriebe natürlich ausge- 
nommen — rationeller arbeite als der Profithandel; 
die Vertreter des Profithandels behaupten das 
Gegenteil, und an der Händlerdemonstration hat ja 
gerade der Hauptreferent, Regierungsrat Tschumi, 
dies wiederholt betont und darauf seine Abwehr auf- 
gebaut. Mit dieser Behauptung kommen nun aller- 
dings die Vertreter des Profithandels in eine Zwick- 
mühle: entweder sie haben recht, dann ist der 
gegen die Anmassungen der Konsumvereine zu 
schützende Profit noch viel grösser, oder: wir 
haben recht, und dann ist sowohl die unrationelle Be- 
triebsweise des Profithandels im allgemeinen — 
natürlich gibt es auch dort Ausnahmen — nach- 
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gewiesen, wie auch demselben vom Standpunkte 
der Oekonomie der Kräfte und rationeller Betriebs- 
führung das Todesurteil gesprochen. Wenn wir 
von dem oben erwähnten, innerhalb des Rahmens 
von 160-360 Millionen Franken schwankenden, 
Bruttoüberschusse den reinen Nettoüberschuss mit 
48—108 Millionen Franken in Abzug bringen, bleibt 
zur Deckung sämtlicher Unkosten, den eigenen 
Arbeitslohn des Lebensmitteldetail- 
listeninbegriffen, noch die hohe Summe von 
112—252 Millionen Franken vom Gesamtüberschuss 
übrig, von welchem Betrage sich unserer Ansicht 
nach bei Konzentration der Betriebe und sonstiger 
rationeller Betriebsführung noch viele Millionen 
überflüssiger Spesen einsparen liessen. 

Wenn also die erwähnten 45,000 Firmen des 
Lebensmitteldetailhandels 1000—1200 Mann zu der 
erwähnten Protestversammlung zusammengebracht 
haben, um sich für ihren angeblich bedrohten Profit 
zu wehren, so liegt darin mit Rücksicht auf die oben 
herausgerechneten grossen Gewinnsummen, welche 
Zahlen wahrscheinlich eher unter der Wirklich- 
keit bleiben, da dabei die im Krieg erzielten Kon- 
iunkturaufschläge nicht berücksichtigt sind, nichts 
besonders Ueberraschendes und Imponierendes. Um 
solche angeblich bedrohten Beträge zu retten, darf 
man es schon auf sich nehmen, trotz diesen schweren 
Zeiten einmal nach Bern zu reisen und dort einige 
ie Reden gegen die Konsumvereine anzu- 
10rEen. 


2. Die Zertrümmerung des «bürgerlichen» Staates 
durch die Konsumvereine. 


Regierungsrat Tschumi kommt gerade eingangs 
seiner Rede dreimal darauf zu sprechen, dass die 
Konsumvereine den «bürgerlichen» Staat zer- 
trümmern wollen und werden und dass die Stärkung 
des freien kaufmännischen und gewerblichen Mittel- 
standes identisch sei mit der Aufrechterhaltung des 
bürgerlichen Staates. In die gleiche Kerbe hat 
übrigens zum Schlusse der Versammlung auch 
Nationalrat Kurer gehauen. Später gibt Tschumi 
auch noch eine Definition dessen, was «bürgerlich» 
sei und was «sozialistisch»: im freien Handel 
sei der Kaufmann ein freier Bürger, weil er an 
das Geschäft, das er führe, gebunden sei, und 
darum sei sein ganzes Denken und Fühlen «bürger- 
lich»; der Arbeiter bei den Konsumgenossenschaften 
dagegen sei nur Lohnarbeiter, biete nichts als seine 
Arbeitskraft, sei ein mobiles Element und deshalb sei 
sein ganzes Fühlen und Denken «sozialistisch». 

Wir sind Herrn Regierungsrat Tschumi wirklich 
für diese originelle Definition des Begriffes «bürger- 
lich» — und damit auch des bürgerlichen Staates — 
und «sozialistisch» — und damit auch des «soziali- 
stischen Staates» — dankbar, erlauben uns jedoch zu 
bemerken, dass, wenn wir anhand seiner Definition 
die heutigen wirtschaftlichen und politischen Ver- 
hältnisse der Schweiz prüfen, zum Resultate ge- 
langen müssen, dass wir schon lange im soziali- 
stischen Staate mitten drin sind, und zwar leider 
nicht durch die Schuld der sonst so bösen Konsum- 
vereine, sondern durch die Schuld ganz anderer Fak- 
toren, nämlich der kapitalistischen Wirtschaft, deren 
Vertreter jedoch Herr Regierungsrat Tschumi nicht 
so scharf anzugreifen sich getrauen dürfte, wie die 
«harmlosen» Konsumvereine. 

Die Bildung des sozialistischen Staates nach De- 
finition Tschumi hat in der Schweiz dann nämlich 
angefangen, als der erste Berner- oder Schweizer- 
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bürger von der Scholle losgerissen wurde und bei 
dem einsetzenden System der Arbeitsteilung seine 
Arbeitskräfte im Dienste fremder Unternehmer ver- 
werten musste. Die Anfänge dieser Entwicklung 
liegen jedoch weit zurück, und man mag den Beginn 
der Entwicklung der schweizerischen Konsumgenos- 
senschaftsbewegung noch so weit zurückdatieren, 
als man will, so wird man den ersten «Sozialisten im 
Sinne Dr. Tschumis» schon Jahrhunderte vorher 
finden können. Diese Entwicklung zum Tschumi- 
schen Sozialismus hat so rapide Fortschritte gemacht 
und zwar auch wieder ohne Schuld der Konsum- 
vereine, — eine einzige Schuhfabrik, die 
im kapitalistischen Dienste pro Tag 10,000 Paar 
Schuhe fabriziert, macht mindestens 5000 Schuh- 
machermeistern eine selbständige Existenz unmög- 
lich und macht diese 5000 deshalb zu «Sozialisten» 
nach Definition Tschumi, also gerade so viele Per- 
sonen, als die schweizerische Konsumgenossen- 
schaftsbewegung bisher ungefähr als selbständige 
Kleinhändler und Kleinunternehmer ausgeschaltet 
haben mag — dass wohl schon zwei Drittel unserer 
gesamten schweizerischen Bevölkerung «mobile 
Menschen» ohne Ar und Halm, «Sozialisten» der 
Tschumi’schen Definition geworden sind. 

Nun stellt sich unsere Konsumgenossenschafts- 
bewegung durchaus nicht etwa ausschliesslich in den 
Dienst dieser Sozialisten; sie steht auch dem 
freien Landwirte, dem freien Gewerbetrei- 
benden und den freien Kaufleuten offen, und wird 
von einer grossen Zahl dieser noch freien 
Schweizer gerne - benutzt und auch unterstützt. 
Immerhin hat erst die zunehmende Zahl der blossen 
Lohnarbeiter, seien es nun Arbeiter oder Privat- 
angestellte oder Staatsdiener, der Konsumvereins- 
bewegung den richtigen Aufschwung gegeben, weil 
gerade diese Mitbürger die Konsumvereinsbewegung 
notwendig haben, um nicht noch ärmer und «sozia- 
listischer» zu werden. Eine der ersten Folgen der 
konsumgenossenschaftlichen Bewegung war, ist und 
wird sein gewöhnlich die, dass die «sozialistischen» 
organisierten Konsumenten dann gewöhnlich ein- 
sehen lernten, dass es nicht in ihrem Interesse liege, 
durch Verschleuderung resp. Verschenkung ihrer 
Konsumkraft an die Vertreter des «bürgerlichen» 
Profithandels, letzteren eine «bürgerliche» Existenz 
zu verschaffen und sich selbst immer mehr zu prole- 
tarisieren. Die zweite Folge ist dann wieder oft die 
«Verbürgerlichung» der sozialistischen Arbeitskräfte 
der Konsumvereine; denn die Konsumvereine setzen 
eine Ehre darein, einerseits ihre Arbeiter wieder in 
ein engeres Verhältnis mit ihrem Betriebe zu bringen, 
und zwar als Mitbesitzer dieses Betriebes, ander- 
seits ferner die Existenz ihrer Arbeiter von den 
Wechselfällen des Daseins möglichst zu schützen, 
also das «mobile» sozialistische Element zu besei- 
tigen. E 

Diese entgegengesetzten Entwicklungstendenzen 
verallgemeinert, lassen sie sich also so charakterie- 
sieren: Dr. Tschumi will, um einer kleinen 
Minderzahl von Bürgerlichen eine «bürgerliche» 
Existenz zu sichern, die übrige Bevölke- 
rung,spezielldieLohnarbeiter,immer 
mehr «sozialisierens; wir Konsum- 
genossenschafterdagegensetzenun- 
ser Bestreben dahin, unter Verzicht auf die 
Dienste des Profithandels, die wir im Wege der 
Selbsthilfe uns selbst leisten können, unzählige 
«sozialistische» Opfer des bürger- 
lichen Staates (nach Definition Tschumi) 


allmählich wieder zu «verbürgerlichen», 


d. h. sie allmählich, wenn auch vorerst noch nicht zu 
individuellen, so doch zu gesellschaftlichen Mit- 
eigentümern aller Produktionsmittel, die sukzessive 
den organisierten Konsumenten dienstbar gemacht 
werden, zurückzubilden. Von diesem Ge- 
sichtspunkte aus hat unsere Tätig- 
keit eine eminent staatserhaltende, die- 
jienige von Dr. Tschumi und seiner 
Freunde eine ausgesprochen staatsver- 
nichtende Wirkung! Wenn Dr: Tschumi aller- 
dings unter dem heutigen bürgerlichen Staat 
einen Staat versteht, der auf der Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen, auf gegensätzlichen 
Interessen aufgebaut ist und diesen Ausbeu- 
tungstendenzennoch Privilegien und 
Monopole gewährt oder gewähren 
muss, dann ist allerdings er staatserhaltend und 
wir Konsumgenossenschafter sind Feinde dieses 
«bürgerlichen» Staates. 

Aber auch dann darf Dr. Tschumi uns nicht als 
Zertrimmerer — der Ausdruck Zertrümmerer be- 
zieht sich doch auf gewaltsame Aktionen — 
des bürgerlichen Staates bezeichnen; denn unser 
Ziel lässt sich ohne Gewalt und ohne Revolution er- 
reichen, ohne dass deshalb ein einziger Paragraph 
unserer Bundesverfassung oder unserer Gesetze ge- 
ändert werden müsste, einzelne Steuergesetze viel- 
leicht ausgenommen, die doch seinerzeit von «bür- 
eerlich» denkenden Mitbürgern verfasst worden 
waren. Um unser Ziel zu erreichen, braucht es nur 
eine vernünftige, einsichtsvolle, zielbewusste Ver- 
wendung der Konsumkraft der einzelnen Ver- 
braucher. Das heute bestehende Wirtschaftssystem 
hat seinen Ausgangspunkt im System der geschlos- 
senen Hauswirtschaft; unser Endziel ist die 
Rückkehr zu diesem System unter Anpassung natür- 
lich an die durch technische Fortschritte und Anfor- 
derungen notwendig gewordene Arbeitsteilung und 
Vergesellschaftung derienigen Unternehmungen, die 
rationellerweise nicht individuell betrieben werden 
können. So wenig man dem System der geschlos- 
senen Hauswirtschaft nachsagen kann, dass es 
seinerzeit den Staat zertrümmert habe, so wenig 
wird man dies von unsern Endzielen sagen können. 

Wir hoffen mit dieser Auseinandersetzung für 
einige Zeit die Schlagworte vom staatserhal- 
tenden Mittelstand und von den Konsumvereinen 
als Vernichtern des bürgerlichen Staates ausser 
Kurs gesetzt zu haben. 


3. Die Händler vertreten das freie Spiel der Kräfte, 
die Konsumvereine stiften den Staat zur Vernichtung 
des freien Handels an. . 


Selten ist noch mit solcher Unverfrorenheit ein 
Begehren einer wirtschaftlichen Organisation in das 
Gegenteil umgedeutet worden, „wie dies hier mit 
unserer Eingabe an den Bundesrat geschehen ist. 
Wir haben bereits an anderem Orte auf dieses 
Taschenspielerkunststück hingewiesen, müssen es 
iedoch zu Nutz und Frommen der leicht zu täu- 
schenden Oeffentlichkeit nochmals ins richtige Licht 
rücken. 

Wie ist doch die Sachlage? 

Im Laufe der Kriegszeiten hat sich allmählich 
Mangel an gewissen Waren herausgestellt; die 
Nachfrage war grösser als der Vorrat und um so 
dringender, ie mehr bei der Vermittlung bestimmter 
Waren zu verdienen war. Die verschiedenen mit 
dieser Vermittlung betrauten Amtsstellen glaubten 
allen Schwierigkeiten und allen Vorwürfen über Be- 
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günstigungen und Benachteiligungen zu entgehen, 
indem sie ein neues Monopol für diese Waren 
schufen und nur den vor Kriegsausbruch bestehenden 
Firmen die betreffenden Waren zuteilten, und zwar 
bezüglich der zugeteilten Mengen nur im Verhältnis 
zum Vorkriegsumsatz. 

Dadurch wurden trotz Bundesverfassung neue 
einträgliche Privatmonopole und Privilegien zu- 
gunsten kleiner Bevölkerungskreise geschaffen! 

Die Konsumvereine, die vor dem Kriege Jahr 
für Jahr an Mitgliedern, Umsatz und neuen Sek- 
tionen zugenommen hatten und im Kriege eine 
weitere starke Zunahme zu verzeichnen und noch 
mehr zu gewärtigen hatten, wurden durch dieses 
Verfahren verkürzt. Sie können ihren Mitgliedern 
die gewünschte Ware nicht in gleicher Weise und 
gleichem Umfang liefern, wie die andern Detail- 
läden. Viele Konsumvereinsmitglieder sind ge- 
zwungen, gegen ihren Willen einen Teil ihres Be- 
darfes in den Verkaufsstellen des Profithandels, oft 
zu weit übersetzten Preisen, zu decken. Neue Kon- 
sumvereine können trotz Bedarf nicht gegründet 
oder nur mangelhaft beliefert werden. 

Eingaben seitens der zuständigen Konsum- 
vereinsorgane um Aenderung dieser Vorschriften 
werden abgewiesen; in der Hoffnung, dass der 
Krieg nicht mehr lange dauern werde, gibt man sich 
erstmals mit dem abweisenden Entscheide zu- 
frieden; nach gewisser Zeit werden die Eingaben 
wieder erneuert, wieder abgewiesen; wieder ver- 
tröstet man sich mit dem baldigen Ende des 
Krieges; schliesslich, als die Misstände, die aus 
diesen neuen Monopolen und Privilegien für die Kon- 
sumenten entstehen, immer ärger werden und zum 
Himmel schreien, wird der Anlass, dass für die 
ganze amtliche Kriegswirtschaft im Ernährungs- 
wesen eine neue einheitliche Organisation in Vor- 
bereitung ist, benützt, nochmals das schon oft ab- 
gewiesene Begehren zu stellen, und zwar diesmal 
direkt an den Bundesrat. Im Begehren wird 
nicht ein festes Kontingent. sondern 
nurdieLieferungdesnachgewiesenen 
Bedarfes verlangt, der, sofern der Profit- 
handel der konsumgenossenschaftlichen Waren- 
vermittlung überlegen sein sollte, wie dessen Wort- 
führer sonst gerne behaupten, sogar kleiner 
ausfallen kann, als das bisher zuge- 
teilte Quantum! 

Und dieses Begehren deutet 
Dr. Tschumi, der zwei Sätze vorher behauptet, 
er sei weit entfernt davon — wir nehmen an nicht 
als Vertreter des Profithandels, sondern als Re- 
gierungsrat des Standes Bern — in den wirtschaft- 
lichen Kampf mit Gewaltmitteln eingreifen zu wollen, 
er habe alles dem freien Spiele der Kräfte überlassen 
wollen, in eine Zumutung der schweize- 
rischen Konsumvereine an den Staat 
um, letzterer solle mit Staatsmitteln den 
freien Handel unterdrücken. 

Wer so vorgehen kann, hat kein gutes Gewissen 
und ist selbst nicht von der Berechtigung des eigenen 
Standpunktes überzeugt! 


4. Die einseitige Beratung der 
Kriegswirtschaftsstellen des Bundes durch die 
Führer der Konsumentenorganisationen. 


Auch die hier aufgestellte Behauptung entspricht 
nicht den Tatsachen! Uns ist die Zusammensetzung 
aller konsultativen Kommissionen des Bundesrates 
in kriegswirtschaftlichen Angelegenheiten, soweit 


unser Verband dabei zugezogen wurde, bekannt und 
wir können mit gutem Gewissen behaupten, dass 
niemals eine Kommission einseitig aus Vertretern 
der Konsumentenorganisationen zusammengesetzt 
war, dass im Gegenteil die Vertreter unserer Orga- 
nisation jeweils nur einen verhältnismässig kleinen 
Bruchteil der zugezogenen Personen darstellen. In 
den Subkommissionen für die Brotkarte und Fett- 
karte war die Vertretung am stärksten, indem unser 
Vertrauensmann einen Drittel der Gesamtkommis- 
sion darstellte; in allen andern Kommissionen bil- 
deten die Vertreter der Konsumentenorganisationen 
einen weit kleinern Bruchteil. Nun ist es allerdings 
richtig, dass man auch heute noch die Mitwirkenden 
in solchen Kommissionen nicht nur zählen sondern 
auch wägen muss und wenn dabei unsere Vertreter 
materiell mehr Gewicht hätten, wie diejenigen der 
Vertreter des Profithandels, so liegt der Fehler doch 
nicht an uns, sondern am Profithandel selbst, der es 
nicht vermochte, gleichwertige Kräfte aus seinen 
Kreisen in diese Kommissionen abzuordnen. 

Der beste Beweis übrigens, dass die angeblich 
einseitige Beratung durch die Führer der Konsu- 
mentenorganisationen nicht ein solches Ueberge- 
wicht erlangte, wie Dr. Tschumi glauben machen 
will, liegt doch gerade in der Eingabe, gegen welche 
die Händlerorganisationen ihren Generalaufmarsch 
organisiert haben. Wäre wirklich der Einfluss 
unserer Vertreter so überwiegend gewesen, so 
hätten sie es auch fertig bringen müssen, die von 
uns beanstandete Regelung ausser Kraft zu setzen 
und den Konsumentenorganisationen von Anfang an 
den gebührenden Bedarf zuzuweisen. 

Und was die Zuziehung von Vertrauensmännern 
der organisierten Konsumenten zı hauptamt- 
lichen Stellen in der Kriegswirtschaft (Waren- 
abteilung, Schlachtviehversorgung) betrifft, so sei 
darauf hingewiesen, dass unsere Organisation damit 
ein Opfer gebracht hat, das der Profithandel nicht 
bringen wollte oder wenigstens nicht unter den 
gleichen Bedingungen. Es war doch eine konstante 
Klage der zuständigen Bundesstellen, dass sie ge- 
eignete Kräfte aus dem Profithandel für solche 
Stellen trotz aller Bemühungen nicht finden konnten 
und, wenn sie dies dann doch ausnahmsweise fertig 
brachten, so hat der Umstand, dass die Betreffenden 
sich nicht ganz von ihren frühern Profitgeschäften 
trennen konnten, zu unliebsamen Folgen geführt; 
wir erinnern nur an die sogenannten «Affären» 
Loosli, Schmidheiny und Kraft-Schwarz, die nicht 
etwa von den Vertretern der Konsumentenorganisa- 
tionen, sondern gerade von Vertretern des Profit- 
handels geschaffen und ausgenützt worden sind, die 
vielleicht in gleicher Lage nicht anders gehandelt 
hätten. 


5. Die angebliche Mehrzuteilung an die Konsum- 
vereine. 


Es ist zuzugeben, dass ausnahmsweise bei ein- 
zelnen Artikeln die Konsumvereine nicht ausschliess- 
lich nur nach der Massgabe ihres Vorkriegsbezuges 
beliefert wurden; aber dabei handelt es sich um ver- 
hältnismässig wenige Ausnahmefälle, die nur die 
Regel bestätigen. 

Hier erlauben wir uns nun die Gegenfrage: ist 
in bezug auf diese Artikel nın der von Dr. Tschumi 
"behauptete Ruin des Profithandels eingetreten? Die 
Frage stellen, heisst sie verneinen und es kann da- 
raus ein Rückschluss gezogen werden, wie ernsthaft 
die an der Händlertagung vorgetragenen Befürch- 


= u gar 


No. 43 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


443 


tungen über den bevorstehenden Ruin des Profit- 
handels aufzufassen sind. 


6. Ausschaltung allzu vieler Zwischenglieder 
im Verkehr zwischen Produzent und Konsument. 


Dr. Tschumi ist prinzipiell damit einverstanden, 
dass im Verkehr zwischen Produzent und Konsument 
eine allzuschwere Belastung mit Umsatzspesen nicht 
stattfinden soll, und dass die Bestrebungen, diese 
Umsatzspesen zu verringern, berechtigt seien. So- 
bald einmal dieser Standpunkt vom Vertreter des 
Profithandels anerkannt ist, ist auch die Existenz- 
berechtigung unserer Bewegung anerkannt, denn der 
hier erwähnte Grundsatz kann nicht nur bruchstück- 
weise, sondern muss ganz anerkannt werden. Mit 
anerkennenswerter Energie haben in den letzten 
Jahren übrigens ia auch verschiedene Glieder des 
Profithandels angefangen, durch Schaffung eigener 
Genossenschaften gewisse, ihnen überflüssig schei- 
nende Zwischenglieder (Grossisten) auszuschalten. 
Was dem einen recht ist, ist dem andern billig! 
Wenn die Spezierer z. B. glauben, die Arbeit des 
Girossisten besser und billiger selbst besorgen zu 
können, dürfen sie es den Konsumenten nicht ver- 
argen, wenn solche glauben, die Arbeit des Spe- 
zierers selbst auch besser und billiger verrichten zu 
können, als wie die heutigen Lebensmitteldetaillisten. 


7. Höhe der Vermittlungsspesen im freien Handel und 
im Konsumvereinsverkehr. 


Wir wollen den Vertretern des Profithandels für 
sich selber die angenehme Selbsttäuschung belassen, 
dass die Handelsspesen im freien Handel nie grösser 
seien als im Konsumvereinsverkehr. Dabei entsteht 
dann allerdings die Frage, warum die Vertreter des 
freien Handels jede andere Konkurrenz aus ihrem 
Kreise gerne sehen und gemeinsam mit ihr die Kon- 
sumvereine bekämpfen, wie z. B. in Bern die Einzel- 
spezierer mit den Inhabern des «Merkur» und von 
«Kaisers Kaffeegeschäft» gemeinsam an der Protest- 
aktion gegen die Konsumvereine teilgenommen 
haben? Wenn Dr. Tschumi glaubt, in den Konsum- 
vereinen sei der «Geschäftsgewinn» identisch mit 
den Auslagen für Besoldungen und Löhnen, so stellen 
wir die Frage: wohin er denn die vielen Millionen 
Franken von Rückvergütung, die die Konsumvereine 
an ihre Mitglieder rückerstatten, rechnet? Unseres 
Erachtens gehört auch das noch zum «Geschäfts- 
gewinn», der im Profithandel allerdings nicht den 
Konsumenten, sondern den Inhabern dieser Betriebe 
zukommt. 


8. Vergleich zwischen den heutigen Konsum- 
vereinen und ihren Vorgängern. 


2 

Auch Dr. Tschumi wärmt das Märchen auf, es 
sei ein grosser Unterschied zwischen den Bestre- 
bungen der ursprünglichen Gründer der Konsum- 
vereine und dem, was heute aus dieser Bewegung 
geworden ist. Aus diesen Bemerkungen muss 
man schliessen, dass Dr. Tschumi die vor 50, 60 und 
noch mehr Jahren erfolgte Gründung von Konsum- 
vereinen als berechtigt ansieht und anerkennt. 
Weiss Dr. Tschumi jedoch nicht, dass schon damals 
die Vertreter des gleichen Profithandels, dessen Ver- 
trauensmann er heute ist, also vor 50, 60 und noch 
mehr Jahren die damaligen Konsumvereine bis aufs 


Blut bekämpft haben? Und wir können uns er- 
innern, dass bereits vor 25 Jahren von seiten des 
schweizerischen Gewerbevereins, dessen Zentral- 
präsident heute Dr. Tschumi ist, ein Kesseltreiben 
gegen die Konsumvereine einsetzte, indem damals 
schon mit der Behauptung hausieren gegangen 
wurde, die Konsumvereine seien entartet, sie seien 
nicht mehr, was deren Gründer beabsichtigt hätten! 


9, Protest gegen die Bezeichnung des freien Handels 
als eine Gesellschaft von Profitiägern und Wucherern. 


Es ist auffällig, dass ein Regierungsrat des 
Kantons Bern sich so mit den Vertretern des Profit- 
nandels identifiziert (Gebrauch des Wortes «wir») 
und Protest gegen die Verwendung des Wortes 
«Profithandel» in unserer Eingabe einlegt. Es kann 
dies nur daraus erklärt werden, dass heute das 
«Profitmachen gleich Gewinnmachen aus der Not der 
Konsumenten» nicht mehr so wohl angesehen zu sein 
scheint wie vor dem Kriege. Herr Dr. Tschumi 
scheint hierin eine bessere Witterung zu haben als 
der Müllersekretär, Herr Dr. Beguin, der in der 
gleichen Versammlung, in der man den Ausdruck 
«Profithandel» mit Entrüstung von sich weist, da- 
gegen protestiert, «dass der Bundesrat das «Gewinn- 
machen» nicht fair finde». 

Vor dem Kriege hat man die Achseln gezuckt 
über die idealistischen Schwärmer die behaupten, 
man könne eine wirtschaftliche Tätigkeit auch ohne 
Absicht auf Gewinnerzielung ausüben. Heute re- 
vidiert man diese Hefte rückwärts, wahrscheinlich 
aus Angst vor der unzufriedenen Stimmung weitester 
Bevölkerungskreise. Ohne mit unserer Bezeichnung 
ein Werturteil über die Träger des Profithandels 
abgeben zu wollen — es können im heutigen Wirt- 
schaftssystem auch durchaus sozial denkende 
Menschen gezwungen werden, den Profithandel aus- 
zuüben betonen wir nochmals, dass unsere Kritik 
mehr dem System als den persönlichen Trägern 
desselben gilt und dass wir Personen als solche nur 
an den Pranger stellen, wenn solche in einer selbst 
nach «kaufmännischen» Begriffen unzulässigen Art 
die Gewinnchance des Profithandels ausgenützt 
haben. Dagegen ist es allerdings nicht leicht, hier 
die Grenze zu finden. Ein kleiner Detaillist kann 
auch mit grossen Zuschlägen bei den einzelnen Ar- 
tikeln verhältnismässig weniger Gewinn erzielen, 
wie ein Filialunternehmen mit grossem Umsatz bei 
verhältnismässig kleinen Zuschlägen. Es ist schon 
schwer festzustellen, wo der staatlich zulässig er- 
klärte Profit aufhört und zu einem wucherischen 
wird, geschweige denn vom moralischen und 
ethischen Gesichtspunkte aus eine Grenze zu ziehen. 

Tatsache ist aber, dass ungebühr- 
liche Ausbeutung der Notlage des 
Konsumenten (Sachwucher) nichtaufdem 
Bodendesgenossenschaftlichen Han- 
dels, sondern nur auf demienigen des 
Profithandels wächst und darin ver- 
wurzeltist. Auch wenn ausnahmsweise einmal 
im konsumgenossenschaftlichen Handel ein über- 
mässiger Zuschlag verlangt werden sollte, so kommt 
doch derselbe den Konsumenten in Gestalt der 
Rückvergütung oder der Allgemeinheit in Gestalt 
des sozialen Kapitals, der Reserven, einmal wieder 
zugut. Im sozialen Handel kann sich der einzelne 
Angestellte oder Funktionär weder auf Kosten des 
Konsumenten noch überhaupt ungebührlich be- 
reichern. Wohl aber ist dies der Fall im Profit- 
handel und während des Krieges tausendfach ge- 
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schehen. Wenn Dr. Tschumi erklärt, dass auch der 
sogenannte «legitime» Privathandel den Wucher 
verabscheue und bekämpfe, so mag das zum Teil 
auf anerkennenswerte Gründe, zum Teil jedoch eher 
auf Brotneid über den von einem anderen erzielten 
Gewinn zurückzuführen sein. Jedenfalls sind die 
verschiedenen Sparten des Profithandels, wenn sie 
nicht gerade die gemeinsame Abneigung gegen die 
Konsumvereine einigt, durchaus nicht so einig da- 
rüber, ob nicht die eine Branche durch die andere 
«ungebührlich» (vielleicht nur ein milderer Ausdruck 
für «wucherisch») ausgenützt worden sei. Wir er- 
inneren uns z.B., im letzten Jahresbericht des Spe- 
zereihändlerverbandes in der «Schweizer. Spezerei- 
händler-Zeitung» Ausführungen über die «Gros- 
sisten» gelesen zu haben, die mit Klagen über «un- 
gebührliche» Ayusnützung des Monopoles, das man 
zwar für sich verlangt aber den Grossisten be- 
neidet, verzweifelte Aehnlichkeit haben. Wir 
werden uns erlauben, diese Ausführungen gelegent- 
lich einmal auch unserem Leserkreise zur Kennt- 
nis zu bringen. 

Aus dem System des Profithandels selbst, das 
den Bereicherungstendenzen dient, ist eben der 
Wucher hervorgewachsen und es wird auch für 
Herrn Regierungsrat Tschumi schwer sein, alle die- 
jenigen, die sich während des Krieges ungebührlich 
bereichert haben, aus den Reihen des freien Handels 
abzuschütteln und diese, die vielleicht vorher sogar 
Wortführer ihrer Organisation waren, als Vertreter 
eines dritten, eines neuen, Handelssystems darzu- 
stellen. Wir haben nicht behauptet und behaupten 
das auch heute nicht, dass jeder Angehörige des 
Profithandels dem Wucher Vorschub leiste, wohl 
aber, dass das System dies tue und dass den mög- 
lichen Auswüchsen am besten abgeholfen werde, 
wenn man den Konsumvereinen die Möglichkeit, als 
Preisregulatoren zu dienen, die ihnen infolge der 
Kontingentierung und Konzessionierung genommen 
wurde, wieder verschaffe. 


10. Angriff auf die «freisinnige» Politik als Förderin 

des Konsumvereinswesens und Anrufung derselben 

als Schützerin des freien Handels gegen die Konsum- 
vereine. 


In dem von Herrn Dr. Tschumi selbst heraus- 
gegebenen Texte seiner Rede in der «Schweiz. Ge- 
werbezeitung» fehlt dieser Exkurs. Da wir nicht 
annehmen können, unser Berichterstatter habe diese 
Ausführungen erfunden, müssen wir vermuten, dass 
bei nachträglicher Ueberlegung Herr Dr. Tschumi 
selbst gefunden haben wird, wie deplaciert dieser 
Vorwurf an die Adresse der freisinnigen Partei war. 
Wenn in der Tat irgendeine Partei der Schweiz den 
Vorwurf, die Konsumvereine gefördert zu haben — 
wenn dies ein Vorwurf sein soll — nicht verdient, so 
ist oder war, wie wir hoffen sagen zu dürfen, dies 
die Freisinnige, und zwar sowohl in den Kantonen 
wie in der Eidgenossenschaft. Es würde Herrn 
Dr. Tschumi schwer fallen, auch nur eine Aktion 
als Beleg für seine Behauptung beizubringen, wäh- 
rend wir Hunderte von Fällen für die gegenteilige 
Haltung aufzählen könnten. Wir brauchen nur an 
den Stand der Gesetzgebung und an die Erteilung 
von Konzessionen in den einzelnen Kantonen und im 
Bunde, wo die freisinnige Partei ia bis heute Mehr- 
heitspartei wie Regierungspartei war, zu erinnern. 
Wir glauben, dass gerade diese feindselige Haltung 
der führenden Kreise der freisinnigen Partei gegen 
die Konsumvereinsbewegung mit ein Grund war, ihr 


das Vertrauen in den breiten Massen zu entziehen 
und ihre Mehrheitsstellung so zu gefährden, wie dies 
heute nun eingetreten ist. Speziell im Kanton Bern, 
in dem bis vor kurzem die regierende Partei in der 
Bekämpfung der Konsumvereine ihr höchstes Ziel 
sah, beinahe das einzige, in dem sie einig war, mag 
das wesentlich zum Niedergang der bernischen frei- 
sinnigen Partei mit beigetragen haben. Schreiber 
dies hat die Entwicklung dieser Tendenz im Kanton 
Bern seit Jahren beobachten können, hat aber auch 
feststellen können, dass alle Mahnrufe und War- 
nungen nichts nützten. «Die Konsumvereine ver- 
nichten den Mittelstand» war z. B. die Antwort eines 
freisinnigen Nationalrates, den wir vor Jahren auf 
diese Verhältnisse aufmerksam machten, «darum 
müssen wir sie bekämpfen.» Wegen einer kleinen 
Minderzahl von Mittelstandsexistenzen hat man 
brutal Interessen weit grösserer Volkskreise opfern 
wollen und damit den Ast, auf dem man sitzen 
wollte, selbst abgesägt. 

Da sind allerdings im Laufe des Krieges die 
politischen Parteien in andern Ländern viel einsich- 
tiger geworden. So wird z. B. aus Frankreich 
berichtet, dass auf Antrag des früheren Unterstaats- 
sekretärs J. Godart das Exekutivkomitee der 
beiden Mehrheitsparteien, der radikalen und der 
radikalsozialistischen Partei, beschlossen hat: «in 
Zukunft alle Kräfte für die Förderung der franzö- 
sischen Konsumvereinsbewegung durch den Staat 
einzusetzen», unter schmeichelhafter Anerkennung 
der in den Kriegsiahren durch die Konsumvereine 
der Bevölkerung geleisteten Dienste und der wohl- 
tätigen Wirkungen der Konsumvereine auf die Er- 
haltung der Leistungsfähigkeit und auf die wirt- 
schaftliche und demokratische Erziehung. Sogar in 
der ultrakonservativen französischen Zeitung «La 
Libre Parole» haben wir in diesen Tagen schmeichel- 
hafte Worte über die Rolle der Konsumvereine in 
Frankreich gefunden und über die Dienste, die diese 
gegenüber den Ausbeutungstendenzen des Profit- 
handels der Bevölkerung geleistet haben. In Frank- 
reich sind, nebenbei gesagt, heute sozusagen alle Zei- 
tungen in der Verdammung der Auswüchse des 
Profithandels einig, während in unserer demokra- 
tischen Schweiz wir nicht einmal andeuten dürfen, 
dass von einem Teil des Profithandels Ueberforde- 
rungen begangen worden seien, ohne dass der 
ganze Profithandel gegen uns Stellung nimmt. 


* * 

Im Votum Dr. Tschumis und in den Diskussions- 
voten finden sich noch eine Reihe weiterer Behaup- 
tungen, die wir in gleicher Weise wie die hiervor 
ausgewählten Gedankenreihen einer kritischen Be- 
leuchtung unterziehen könnten; wir glauben jedoch, 
nach dem bereits Gesagten auf weitere Wider- 
legungen verzichten zu können. Einzig auf die zehn 
der Versammlung unterbreiteten und von derselben 
natürlich angenommenen Thesen wollen wir noch 
kurz zurückkommen: eine Anzahl derselben können, 
wenn auch natürlich aus anderen Gründen, auch von 
uns unterstützt werden; zwei derselben, nämlich die 
Beschränkung der kantonalen und kummunalen Be- 
hörden auf die Warenvermittlung ausschliesslich zu 
caritativen Zwecken und die Einführung einheit- 
licher Rationierungsmarken für die ganze Schweiz 
haben wir ja bereits in einer Zeit aufgestellt und 
vertreten, da solche von den Organen des Profit- 
handels noch nicht in ihrer Bedeutung erkannt 
waren; die Ueberweisung der Monopolartikel, 
Zucker, Reis etc. an die Kantone ist vom Profithandel 
seinerzeit ja direkt verlangt und begrüsst worden, 
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weil dessen Vertreter hofiten, dank ihres grösseren 
Einflusses auf kantonale und kommunale Organe da- 
bei besser abzuschneiden als die Konsumvereine. 
Wenn sie sich heute nun zu unserer Ansicht bekehrt 
haben, so soll uns das freuen. 

Einige andere Postulate sind entweder selbst- 
verständlich oder von geringerer Bedeutung oder 
zurzeit noch nicht aktuell, so dass wir, auch soweit 
wir mit denselben nicht einverstanden sind, zurzeit 
keine Veranlassung haben, darauf einzutreten. 

Ein kurzer Hinweis an den denkenden Leser, er 
solle die z. B. in Absatz 1 von Postulat 2 geäusserten 
Wünsche mit andern in diesen 10 Postulaten ge- 
stellten Verlangen vergleichen, wird genügen, um 
ihn zu überzeugen, wie widerspruchsvoll unter sich 
einzelne dieser Postulate sind, dass z. B. die am Kopfe 
von Postulat 2 geforderte Freiheit nur die «Freiheit, 
die ich (Profithandel) meine» und nicht die Freiheit 
ie Konsumenten oder neuer Konkurrenten betreffen 
soll. 

Im Zusammenhang mit unserer Eingabe und un- 
serem Kampfe gegen Monopole und Privilegien des 
Profithandels stehen nur die im letzten Absatz in 
Postulat 7, in Postulat 9 und 10 gestellten Begehren. 
Besonders kennzeichnend ist das in Postulat 7 ge- 
stellte Begehren: «Verbot der Waren- 
abgabeanneueKonsumvereine» — oder 
sollte mit dem Worte Verbrauchergruppen etwas 
anderes gemeint sein? — In so nackter, unverhüllter 
Weise hat noch selten eine Interessentengruppe ihre 
geheimsten Herzenswünsche zu äussern gewagt. Das 
Verbot der Warenabgabe ist natürlich identisch mit 
dem Verbote der Gründung neuer Konsumvereine! 

Postulat 9 will glauben machen, als existiere 
heute bereits eine «Bevorzugung» der landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften und der Konsum- 
vereine. 

Postulat 10 endlich stellt die Quintessenz der 
ganzen Aktion dar, die wir hier eingehend behandelt 
haben, so dass ein weiteres Eintreten sich nun er- 
übrigt. Einzig der «verwerfliche Angriff 
aufdie freie Kaufbetätigung der Kon- 
sumenten», den wir unternommen haben sollen, 
verdient nochmals tiefer gehängt zu werden. Nach 
dem Rezepte: «Haltet den Dieb!» behaupten die- 
jenigen, die bisher die Freiheit des Konsumenten, 
seine Bedarfsartikel zu beziehen, wo es ihm beliebt, 
im Interesse der Mehrung ihres Profits unterdrückt 
haben, sie müssten die Freiheit der Kon- 
sumenten gegen verwerfliche An- 
griffedurchdieorganisiertenKonsu- 
mentenin Schutz nehmen. Und das wagen 
seriös sein wollende Männer mit einem Regierungs- 
rate an der Spitze der obersten Behörde unseres 
Landes zu bieten! Ein solches Postulat dem Bundes- 
rat überreichen und demselben zumuten, dasselbe zu 
erfüllen, heisst nicht nur die Pflichterfüllung der 
Bundesratsmitglieder gegenüber dem ganzen Lande, 
sondern auch deren gesunden Menschenverstand in 
Zweifel ziehen! 

* * * 

Zum Schlusse dieser Ausführungen möchten wir 
nochmals betonen, dass wohl nach übereinstimmen- 
der Auffassung aller nicht interessierten Kreise der 
Handel jeglicher Art nicht Selbstzweck sein dari, 
sondern nur um der Konsumenten willen da ist; er 
existiert in der freien Wirtschaft keinen Tag und 
keine Stunde länger als es den Konsumenten beliebt; 
letztere können sich jederzeit der Dienste des 
Profithandels entschlagen, wenn sie wollen und 
dessen Funktion wieder selbst aufnehmen. Heute 


wollen die Vertreter des Profithandels ihren Umsatz, 
den sie im Frieden jeden Tag gegen die Konkurrenz 
des privaten und des genossenschaftlichen Handels 
verteidigen müssen, durch gewaltsame staatliche 
Eingriffe sich sichern in der unverhüllten Absicht 
ihre Gewinnmarge auf Kosten des Konsumenten 
möglichst zu erhöhen. 

Das wäre jedoch nur dank .der ausser- 
ordentlichen Vollmachtendes Bundes- 
rates möglich; und da unterliegt es jedoch keinem 
Zweifel, dass ein Gebrauch der ausser- 
ordentlichen VollmachtendesBundes- 
rates zudiesem Zwecke einen Miss- 
brauch der Vollmachten darstellen 
würde! Die Uebertragung der ausserordentlichen 
Vollmachten an den Bundesrat war seinerzeit ein 
Akt der Notwehr oder des Notstandes, um vom 
Schweizer Volke die eventuell im Gefolge des 
Krieges zu gewärtigende noch grössere Not abzu- 
wenden. Nur hierzu dürfen die Vollmachten ver- 
wendet werden; nicht aber dazu, um einer relativ 
kleinen Zahl von Vertretern des Profithandels zur 
Realisierung glänzender Gewinne zu verhelfen und 
der schweizer Bevölkerung ihre einzige und in 
diesen Tagen der Not doppelt notwendige Waffe der 
wirtschaftlichen Selbsthilfe zu entwinden oder wir- 
kungslos zu machen. 

Sollte man den Konsumenten weiterhin ver- 
wehren wollen, zur Korrektur der Gewinntendenzen 
des Profithandels in diesen Zeiten der Not ihre 
eigenen wirtschaftlichen Unternehmungen zu be- 
treiben und sollte man die Konsumenten weiterhin 
in der Knechtschaft und unter den Ausbeutungs- 
tendenzen des Profithandels halten wollen, dann 
wäre etwas faul im Staate — Dänemark! 

Caveant consules....! 


SS) 


Der V.o.1.G. nimmt ebenfalls Stellung 
gegen die Monopole und Privilegien 
des Profithandels. 


In dem Bulletin über die Verhandlungen des 
V.0.1.G. vom 9. Oktober d.J. findet sich folgende 
Mitteilung: 

«Die Eingabe des Verbandes 
schweiz. Konsumvereine an den Bun- 
desrat bezüglich Aenderung der Praxis in der 
Zuteilung von Monopol- und Importwaren im 
Sinne einer Rücksichtnahme auf den Mitglieder- 
zuwachs sollvom V.0o.1.G.ausvollund 
ganz unterstützt und dazu auf unsere 
Spezialgebiete «Dünger und Futtermittel» be- 
sonders hingewiesen werden. In der Diskus- 
sion wird mit Bitterkeit vermerkt, dass auf die 
Eingabe der landw. Verbände in Sachen 
«Futtermittel» noch keine Antwort eingelaufen 
ist. Der Oltener Soviet wäre prompter be- 
handelt worden.» 

Damit hat nun bereits der dritte Verband von 
Verbraucherorganisationen (zuerst V.S.K., dann 
Konkordia und nun V.o.1.G.) den Bundesrat um 
eine Abänderung der bisherigen Zuteilungsvor- 
schriften ersucht. Besonders zu bemerken ist, dass 


die Eingabe des V.o.1l.G. nach dem 3. Oktober, 
nach der Händlertagung, beschlossen worden ist. 
Grosse abschreckende Wirkung auf die organisierten 
Verbraucher hat also die «Händlerparade» bis jetzt 
nicht ausgeübt. 
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Vermehrung der Lebensmittelproduktion. (Mit- 
teilung des eidgenössischen Ernährungsamtes vom 
16. Oktober 1918.) 

Eine zeitgemässe Revision der eidgenössischen 
Vorschriften über die Vermehrung der Lebensmittel- 
produktion, die sich insbesondere auf den Bundes- 
ratsbeschluss vom 15. Januar 1918 stützen, ist in 
Aussicht genommen. Die hierfür erforderlichen 
Vorarbeiten sind im Gange. 

Ueber die Notwendigkeit einer mit allen zu Ge- 
bote stehenden Mitteln und Kräften auf ganzer Linie 
anzustrebenden Vermehrung der eigenen Bodenpro- 
duktion wird angesichts des misslichen Standes der 
Lebensmittelversorgung unseres Landes und der 
ausserordentlichen Importschwierigkeiten niemand 
im Zweifel sein. Die landwirtschaftliche Grosspro- 
duktion ist jedoch mehr und mehr an der Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit angelangt, so dass in erster 
Linie an die tatkräftige Mitarbeit der übrigen Be- 
völkerung appelliert werden muss. Es ist deshalb 
jedermanns Pflicht, auch die kleinste ihm zur Ver- 
fügung stehende und geeignete Fläche Landes 
zweckmässig zu bebauen, um ihr im kommenden 
Jahr durch eigene Arbeit möglichst viel Nahrungs- 
mittel abzuringen. Zu diesem Zwecke werden in 
noch weitgehenderem Masse, als es bisher in sehr 
erfreulicher Weise schon geschehen ist, Ziergärten, 
Sport- und Spielplätze, private und öffentliche 
Anlagen, brachliegende oder entbehrliche Lager- und 
Bauplätze, überhaupt alle geeigneten Flächen schon 
diesen Herbst und Vorwinter für den Anbau be- 
sonders von Kartoffeln und Gemüse aller Art her- 
zurichten sein. Wo hierbei Holz geschlagen werden 
muss, wird gleichzeitig auch willkommenes Nutz- 
und Brennholz gewonnen werden. Der Beschaffung 
von Pflanzland und Familiengärten haben sodann die 
Gemeindebehörden und gemeinnützigen Organisa- 
tionen volle und vermehrte Aufmerksamkeit zu 
schenken. Dabei wird noch mehr als es bisher schon 
geschehen ist die Kultivierung und Bebauung 
erösserer Flächen seitens städtischer und industriel- 
ler Gemeinden in Regie anzustreben sein. 

Eine besonders wirksame Unterstützung in der 
Vermehrung der Lebensmittelproduktion erwartet 
man sodann durch industrielle und gewerbliche 
Unternehmungen. Einzelne dieser Betriebe haben 
schon während den letzten Jahren sehr erfreuliche 
und wirksame Erfolge im landwirtschaftlichen 
Eigenanbau und der darauf sich gründenden Lebens- 
mittelversorgung ihrer Angestellten zu verzeichnen. 
Was einzelne dieser Betriebe aus eigener Initiative 
freiwillig unternommen haben, wird in Zukunit 
anderen Betriebsinhabern in noch weitergehendem 
Masse, als es bisher geschehen ist, zur Pflicht ge- 
macht werden müssen. Die vor einigen Monaten 
gegründete schweizerische Vereinigung für indu- 
strielle Landwirtschaft ist indessen bestrebt, die in- 
dustriellen Betriebe für die Bodenkultur aus eigener 
Initiative zu gewinnen, sie hierfür zu organisieren 
und fachmännisch anzuleiten. In der gleichen Rich- 
tung, wenn auch vorwiegend für andere Bevölke- 
rungskreise, wird sich die in jüngster Zeit gegründete 
schweizerische Genossenschaft für Gemüsebau be- 
tätigen, die insbesondere solchen Personen Gelegen- 
heit zur praktischen Betätigung in der Bodenkultur 
verschaffen möchte, denen nicht bereits anderweitig 


No. 43 


entsprechende Bodenflächen für den Eigenanbau zur 
Verfügung stehen. In beiden Vereinigungen wird in 
erster Linie die Bebauung von Kulturböden durch 
eigene Arbeitskräfte angestrebt, die bisher nicht in- 
tensiv bewirtschaftet wurden. 

An einer den Verhältnissen angemessene Vor- 
zugsstellung der Produzenten als Selbstversorger 
wird auch in Zukunft festgehalten und es wird hier- 
bei insbesondere die Stellung der Kleinproduzenten 
sorgfältig und im Sinne des Entgegenkommens zu 
ordnen sein. Auch den Teilhabern an den genannten 
und ähnlichen in gleicher Richtung tätigen Vereini- 
gungen wird grundsätzlich die gleiche Vorzugs- 
stellung einzuräumen sein, insbesondere soweit der 
Anbau auf Neuland und durch eigene Arbeitskräfte 
erfolgt. Es liegt im Interesse der Beteiligten und zu- 
gleich der Gesamtheit, dass sich möglichst zahl- 
reiche Personen im Eigenanbau betätigen, womit 
sich diese auch die Vorzugsstellung als Selbstver- 
sorger sichern werden. 


Weitere Verbilligung der Notstandskartofieln. 
Der Bundesrat hat am 23. Oktober besehlossen, dass 
der Bund an Personen mit bescheidenem Einkom- 
men einen Beitrag leisten wird an die Abgabe von 
verbilligten Speisekartoffeln (Notstandskartoffeln). 
Der Beitrag des Bundes wird auf mindestens Fr. 2.67 
pro 100 kg festgesetzt und unter der Bedingung ge- 
leistet, dass die Kantone und die Gemeinden zu- 
sammen einen weiteren Beitrag von wenigstens 
Fr. 1.33 gewähren, so dass die Gesamtermässigung 
mindestens Fr. 4.— beträgt. Beträgt die von den 
Kantonen geleistete Ermässigung mehr als Fr. 4.—, 
so übernimmt der Bund *°, der Ermässigung, im 
Maximum aber nicht mehr als ?/, des Betrages, wenn 
der Detailpreis 20 Franken übersteigt. Der Bundes- 
beitrag wird nur für die der eidgenössischen Ration 
entsprechende Menge gewährt. Der Beschluss tritt 
am 5. Oktober in Kraft. 


An der Sonntag den 6. Oktober 1918 in Olten 
stattgefundenen Konferenz der Verbandsvereine zur 
Vorbereitung eines mit gewerkschaftlichen Organi- 
sationen abzuschliessenden Gesamtarbeitsvertrages 
wurden ausser dem V.S.K. zwölf Vereine bezeichnet 
zur Bestellung einer Kommission, die die Verhand- 
lungen mit den gewerkschaftlichen Organisationen in 
die Wege leiten und in Verbindung mit denselben 
einen Tarifentwurf ausarbeiten soll. 


Diese Kommission ist wie folgt 
gesetzt: 


Angst E., Präsident der Verwaltungskommission des 
A.C.V. Basel. 

Bobbiä M., Dr., Präsident der K. G. Bellinzona. 

Eymann F., Gerant der Coop£ratives r&unies, La 
Chaux-de-Fonds. 

Grandjean W., Directeur de la Societe coop. suisse 
de consommation Genf. 

Höppli O., Arbeitersekretär, Frauenield. 

rn Präsident der Verwaltungskommission des 


Aktuar des L.V. 


zusammen- 


Bezirksrichter, 


Kaufmann B., 
Zürich. 
Kiunge M., gerant de la Societe coop. de consomma- 

tion Lausanne. 
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Lienhard A., Adiunkt des Gewerbe- und Fabrik- 
inspektors, Solothurn. 

Müller G., Dr., Präsident der K.G. Biel. 

Müri, Grossrat, Turgi. 

Spänhauer D., Verwalter der K. G. Delsberg. 

Walter W., Verwalter des A.K. V. Erstifeld. 


Die erste Sitzung dieser Kommission fand statt 
Sonntag den 20. Oktober 1918, vormittags 10 Uhr, im 
Verbandsgebäude V.S.K., Basel. 

Mit Ausnahme der entschuldigt abwesenden De- 
legierten von Frauenfeld und Chaux-de-Fonds waren 
sämtliche Gewählte anwesend. 

Als Präsident der Kommission wurde bezeichnet 
B. Jaggi, V.S.K., Basel. Die Aktuararbeiten werden 
von der Kanzlei der Verwaltungskommission des 
V,S.K. besorgt. 

Die Kommission besprach eingehend die Art und 
Weise des weitern Vorgehens in der vorliegenden 
Frage unter Berücksichtigung sämtlicher in Betracht 
kommenden Momente. 

Das Ergebnis der beinahe dreistündigen Ver- 
handlung kommt zum Ausdruck in dem beschlos- 
‘senen und nachstehend zum Abdruck gelangenden 
Schreiben an den Schweizerischen Gewerkschafts- 
bund in Bern, das folgenden Wortlaut aufweist: 

«Die Delegiertenversammlung des Verbandes schweiz. Kon- 
sumvereine (V.S.K.) hat in ihrer Sitzung vom 22. Juni 1918 auf 


Antrag der Verwaltungskommission und des Aufsichtsrates be- 
schlossen: 


Die Delegiertenversammlung zieht in Erwägung: 


1. Eine Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen für die 
Angestellten und Arbeiter des V.S.K. und der demselben 
angeschlossenen Genossenschaften nach einheitlichen Grund- 
sätzen ist im Interesse sowohl der genossenschaftlichen Be- 
triebe, wie von deren Personal zu begrüssen; 

. Soweit eine solche Regelung durch Abschluss von kollek- 
tiven Arbeitsverträgen mit gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen erfolgt, ist es wünschbar, dass einheitliche Verein- 
barungen für die ganze Schweiz durch Abschluss eines 
Landestarifes mit lokalen Abstufungen getroffen werden; 

3. Die Behörden des V.S.K, erklären sich bereit, sobald in 
Aussicht steht, dass eine genügende Anzahl von Verbands- 
vereinen einem abzuschliessenden kollektiven Arbeits- 
vertrage beitreten, die Verhandlungen mit den gewerk- 
schaftlichen Zentralorganisationen behufs Abschluss eines 

Landestarifes an die Hand zu nehmen, 
und beschliesst: 


Die Behörden des V.S.K. werden eingeladen, im Sinne 


n 


der vorstehenden Erwägungen Unterhandlungen einzuleiten - 


ufıd alles vorzukehren, was zur Erreichung solcher Verein- 
barungen sich als notwendig erweisen sollte, 


Gestützt auf diesen Beschluss veranstaltete die Verwal- 
tungskommission des V.S.K. bei den einzelnen Verbandsvereinen 
Erhebungen, ob sie beabsichtigen, einem Landestarife, in dem 
die Arbeitsbedingungen mit lokalen Abstufungen geordnet sind, 
beizutreten. Diese Enquöte ergab, dass allerdings nur ein 
kleiner Teil der Konsumvereine, die dem Verbande angehören, 
Interesse an einem Landestarife hat; zu diesem kleinen Teil ge- 
hören jedoch die grossen Vereine, in deren Diensten der grösste 
Teil der Angestellten steht. 

Die Verwaltungskommission des Verbandes erstattete in 
einer am 6. Oktober 1918 in Olten abgehaltenen Konferenz der 
Konsumvereine über die ganze Angelegenheit Bericht; dort 
wurde eine Delegation von 13 Mitgliedern ernannt. Diese De- 
legation hat den Auftrag, mit Ihnen in Verbindung zu treten und 
den aus den Verhandlungen hervorgehenden Entwurf dem 
V.S.K. zuhanden der Verbandsvereine zuzustellen, damit sich 
die in Betracht fallenden genossenschaftlichen Organisationen 
definitiv zu dem Entwurfe aussprechen können. 

Die Delegation ist nun der Auffassung, dass im Tarifvertrag 
folgende Fragen geregelt werden sollten: 

. Arbeitszeit. 

. Lohn und Lohnzahlung. 

. Ueberstunden. 

. Sonntagsarbeit. 

Ferien. 

. Entschädigung in Krankheitsfällen. 

. Entschädigung während des Militärdienstes. 
. Anstellungsverhältnis. 

. Kündigung — Entlassung. 


Soma me 


10. Verhältnis zur Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine. 
11. Schiedsgericht zur Erledigung von Differenzen. 


Wir bitten Sie, diese Frage nun ebenfalls von Ihrem Stand- 
punkt aus zu behandeln und uns Ihre Wünsche in Bezug auf die 
oben festgesetzten Punkte bekannt zu geben, oder uns direkt 
einen Entwurf zu einem Vertrage zukommen zu lassen.» 

Sobald: der Entwurf des Schweizerischen Ge- 
werkschaftsbundes im Besitze der Delegation ist, 
wird dieselbe die Angelegenheit weiter behandeln. 


Mittelstandsbewegung 


Privatwirtschaftliche Verbände der Schweiz. 
Der Presse wird bekanntgegeben: Zur Durchfüh- 
rung der Postulate der allgemeinen Versammlung des 
privaten Handels vom 3. Oktober im Kasino zu Bern 
und darüber hinaus zur Sammlung aller Organisa- 
tionen aus privaten Handels-, Industrie- und Ge- 
werbekreisen der Schweiz wurde in der heutigen 
Sitzung unter dem Vorsitz von Dr. Vogel (Bern) eine 
Vereinigung der «Freiwirtschaftlichen Verbände der 
Schweiz» mit Sitz in Bern gegründet. Die Statuten 
wurden beraten und einstimmig angenommen. In 
den Vorstand, der sich selbst konstituieren wird, 
wurden gewählt: Dr. Vogel (Bern), Nationalrat 
Kurer (Solothurn), Dr. K. Hafner (Zürich), Egli 
(Basel) und Budliger (Bern). Der Vorstand wird 
nach Massgabe weiterer Verbandsanschlüsse ver- 
mehrt. Die Verbandsarbeit liegt dem Vorstand und 
für die einzelnen Probleme besonders zu konsti- 
tuierenden Arbeitsausschüssen ob, die aus Vertretern 
der jeweilig interessierten Gruppen bestehen. 


Bibliographie 


«Die schweizerische Konsumgenossenschaftsbewegung wäh- 
rend des Krieges», von Jean Waldsburger, Bern, Buchdruckerei 
Steiger, 1918, Verlag des V.S.K. Basel, Preis Fr. 1.—. 

Die Broschüre ist der Sonderabzug eines in den «Schweiz. 
Blättern für Wirtschafts- und, Sozialpolitik» erschienenen Ar- 
tikels. Sie gibt in übersichtlicher Weise darüber Rechenschaft, 
was die schweizerischen Konsumvereine und vor allem ihr 
wichtigster Grosseinkaufsverband, der V.S.K., seit Ausbruch 
des Krieges ihren Mitgliedern und dem ganzen Lande geleistet 
haben. Ein erster Abschnitt gibt Aufschluss über die Entwick- 
lung des schweizerischen Genossenschaftswesens überhaupt, ein 
zweiter berichtet kurz über die schweizerische Konsumgenossen- 
schaftsbewegung vor dem Kriege, und ein dritter und zugleich 
der Hauptabschnitt gibt die Leistungen der Konsumgenossen- 
schaften während des Krieges wieder. Die Arbeit stützt sich im 
wesentlichen auf die Jahresberichte des V.S.K. und der wich- 
tigsten Verbandsvereine, und auf die weitern Pressveröffent- 
lichungen des V.S.K. Die Schrift bietet somit für den Ge- 
nossenschafter, der aufmerksam die Veröffentlichungen des 
V.S.K. verfolgt, kein wesentlich neues Material. Für denjenigen 
aber, der aus Mangel an Zeit nicht alle Veröffentlichungen genau 
durchgehen kann, wie auch für den, der in kurzer Zeit sich einen 
Ueberblick über das verstreute Material verschaffen will, ist die 
Schrift eine willkommene Gabe. Wir können sie deshalb allen 
Vereinsverwaltungen und allen weiteren Interessenten nur aufs 
beste empfehlen. 


Anstellungs- und Dienstverhältnisse der Mitglieder des 
Vereins schweiz. Konsumverwalter 1916. 88 Seiten. 1917. Buch- 
druckerei V.S.K. Basel. 

Unter der Argide des Vereins schweiz. Konsumverwalter 
erschien gegen Ende des Jahres 1917 eine Schrift, auf die wir 
die Aufmerksamkeit aller Leser des «Schweiz. Konsum-Verein» 
lenken möchten. Die Broschüre behandelt eingehend die An- 
stellungs- und Dienstverhältnisse der Mitglieder des Vereins 
schweiz. Konsumverwalter auf Grund einer sorgfältig veranstal- 
teten Enquete. Die Schrift zerfällt in zwei Teile, einmal in die 


Darstellung der Erhebungen und sodann in die sich ergebenden 
Folgerungen und Postulate. 
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Es ist unmöglich, in einer kurzen Anzeige auch nur an- 
nähernd auf den reichen Inhalt des Biüchleins einzutreten, und 
daher beschränken wir uns darauf, um wenigstens Zweck und 
Ziel der Untersuchung zu charakterisieren, die wichtigsten 
Stellen des Vorwortes zu reproduzieren: 

«Die vorliegende Monographie bezweckt eine einlässliche 
Untersuchung der dienstlichen Verhältnisse der Mitglieder des 
Vereins schweizerischer Konsumverwalter. Die Resultate der 
Untersuchungen sollen den Ausgangspunkt bilden: 

«Für Bestrebungen zur Herbeiführung einer grösseren Ein- 
heitlichkeit in der Stellung, den Pflichten und Aufgaben der 
Konsumvereinsverwalter; für eine Hebung des Standes und die 
entsprechende Würdigung der Arbeit und Verantwortlichkeit der 
Verwalter; zur Förderung der Berufsbildung und kollegialen Be- 
ratung in genossenschaftlichen und beruflichen Angelegenheiten 
und zur Hebung der sozialen und ökonomischen Lage der Mit- 
glieder des Vereins. 

Die Anregung ist schon vor Jahren gemacht worden. Der 
Kriegsausbruch hat die Durchführung der Erhebungen verzögert. 
Sie ist trotz der Kriegsverhältnisse von der Jahresversammlung 
des Vereins 1916 beschlossen worden. Im Juli und August 
gingen die Erhebungsiormulare ein. Als erstes praktisches Re- 
sultat der Untersuchungen ist sodann ein Normal-Anstellungs- 
vertrag und ein Dienstreglement ausgearbeitet und die im Ver- 
trag aufgenommenen Bestimmungen sowie weitere Postulate in 
den Folgerungen des näheren beleuchtet worden, 

Mit der Bitte an die Verwalter und solche, die es werden 
wollen, sowie an die Mitglieder der Vereinsbehörden, dem 
Schriftchen ihr Interesse zuzuwenden, verbinden wir den 
Wunsch, dass dasselbe, wenn auch in bescheidenem Masse, bei- 
tragen möge zur Förderung der Gesamtbewegung, der wir alle 
dienen. Der Vorstand.» 


Das Schriftchen kann durch den Schriftenvertrieb des 
V.S.K. zu Fr. 1.— pro Exemplar bezogen werden. 


Katalog der Verbandsbibliothek. 1. Teil: Genossenschafts- 
literatur. Wohl der grösste Teil der Behördemitglieder unserer 
450 Verbandsvereine wissen gar nicht, welch köstlichen litera- 
rischen Schatz die Verbandsbibliothek darstellt. 

In den Jahren 1907—1909 wurde zum erstenmal ein ge- 
druckter Katalog der Verbandsbibliothek herausgegeben, der 
jedoch bereits nach wenigen Jahren vergriffen war. Ohne Ka- 
talog wird aber die Benützung einer Zentral-Landesbibliothek 
sehr erschwert, auch wenn periodisch in der Presse die Neu- 
eingänge publiziert werden, 

Kurz vor Kriegsausbruch wurde mit den Vorbereitungen 
einer Neuausgabe des Kataloges begonnen. Die Kriegswirren 
haben auch die Förderung dieses Werkes aus mannigfachen 
Gründen verzögert. Dennoch ist es möglich geworden, den 
ersten und für unsere Interessenten auch wichtigsten Teil: die 
Genossenschaftsliteratur, herauszugeben, 


Wie gross die Bereicherung unserer Verbandsbibliothek 
allein an Schriften genossenschaftlichen Inhalts seit der Ausgabe 
des ersten Kataloges vor elf Jahren ist, beweist die Tatsache, 
dass der neue Katalog rund 100 Druckseiten mehr an Titeln von 
Werken und Zeitschriften umfasst. 


Der neue Katalog dürfte dem Studium 
bedürfnis der Freunde unserer Organisation reiche Ausbeute 
bieten. Möge das neue Schriftenverzeichnis zu eifriger Be- 
nutzung der reichhaltigen Verbandsbibliothek anregen und da- 
durch die nicht geringe Arbeit rechtfertigen, die auf seine An- 
fertigung verwendet werden musste! 


a EEE EEE 
Totentafel. 

Elisabeth Wiedmer f. Nach kurzem Kranksein 
erlag Elisabeth Wiedmer am 20. Oktober der Grippe- 
epidemie. Die Verstorbene war seit Mai 1917 in den 
Diensten des V.S.K., zuletzt als Magazinarbeiterin 
im Lagerhaus IV (Schuhwaren), Basel, tätig. In der 
kurzen Zeit ihrer Tätigkeit im V.S.K. hat sich Elisa- 
beth Wiedmer stets als zuverlässige und tüchtige 
Arbeiterin ausgewiesen. Ihr Andenken bleibt ein 
gutes. 


Ihren Hinterbliebenen sprechen wir auch an 
dieser Stelle unsere aufrichtige Anteilnahme aus. 


und dem Lese- 


Mühlengenossenschaft schweiz. Konsumvereine Zürich 


Sitzung des Aufsichtsrates vom Samstag den 
19. Oktober 1918, im Sitzungszimmer der Mühle. in 
Zürich. 

Anwesend waren die Mitglieder des Aufsichts- 
rates, mit Ausnahme der entschuldigten Herren 
E. Furrer (Luzern) und G. Meier (Uzwil), sowie die 
Mitglieder der Direktion ohne den inzwischen ver- 
storbenen Herrn J. Beringer. 

Der Präsident des Aufsichtsrates, Herr E. Angst 
(Basel), eröffnete die Sitzung mit einer Ansprache, 
worin er des verstorbenen Mitgliedes der Direktion, 
Herrn J. Beringer, gedenkt. 

Herr Beringer war zuerst Mitglied des Aufsichts- 
rates, später, nach dem Tode des Herrn Maggi, Mit- 
glied der Direktion der M.S.K., und es gebührt ihm 
volles Lob und Dank für seine erspriessliche Tätig- 
keit. Tüchtigkeit, liebenswürdiges Wesen und ver- 
söhnliche Gesinnung haben ihm die Achtung der (ie- 
nossenschafter weit und breit erworben. Herr Be- 
ringer hat in unserem Kreise eine empfindliche Lücke 
hinterlassen, und wir werden seiner stets in Ehren 
gedenken. 

Zu Ehren des Verstorbenen erhebt sich der Rat 
von seinen Sitzen. 

Hierauf beschäftigte sich der Rat in der Haupt- 
sache mit der Behandlung des Berichtes der Direk- 
tion über die wesentlichen Vorgänge im Mühlen- 
betriebe während des dritten Quartals 1918. 

Der Bericht wurde ohne Diskussion gutgeheissen 
und genehmigt. 

Für die neue Amtsdauer bis zum 31. Dezember 
1921 wurden die bisherigen Mitglieder der Direk- 
tion, B. Jäggi (Basel) und C. Hersberger (Zürich), 
einstimmig wiedergewählt. 

Als Ersatz für den verstorbenen Herrn J. Be- 
ringer wurde einstimmig gewählt mit einer Amts- 
dauer bis 31. Dezember 1921 Herr Professor Frau- 
chiger in Zürich. CH. 


Liegenschaftsankauf. Der V.S.K. hat mit Nutz- 
und Schadenanfang per 12. Oktober 1918 die best- 


bekannte, 108 Juch. haltende Liegenschaft «Neu- 
Fichtenhof» des Herrn Karl Zbinden in Brislach bei 
Laufen (Kanton Bern) mit sämtlicher lebenden und 
toten Inventur, sowie bedeutenden Vorräten käuflich 
erworben. Der Hof hält 98 Juch. Wies- und Acker- 
land und 9 Juch. Wald. Der Erwerb der Liegen- 
schaft ist für den V.S.K. speziell aus dem Grunde 
wertvoll, weil sie in Verbindung mit unserem grossen 
Weidgut «Rothlachen» «viehintensiver» be- 
trieben werden kann, als dies bisher der Fall war. 


Infolge Erkrankung eines beträchtlichen Teils des tech- 
nischen Personals unserer Druckerei musste unser Betrieb ein- 
geschränkt werden. Eine Reihe -Artikel und Einsendungen 
mussten daher noch zurückgelegt werden. 

Wir bitten unsere Leser um etwas Nachsicht. 


Die Redaktion. 
Redaktionsschluss: 24. Oktober 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 
Bank- Abteilung 


Versicherungen 


Spezial-Abkommen mit nur erst- 
klassigen schweiz. Gesellschaften 


Wir empfehlen uns zum Abschluss von Versicherungsverträgen aller Art zu 


N annehmbaren, konkurrenzlosen und festen Prämien. \ 
A| Unfallversicherungen nach allen Kombinationen: \ 
© Kollektiv-Unfallversicherung — mit oder ohne Deckung der industriellen 5 
| Haftpflicht — gegen die ökonomischen Folgen von Betriebs- und Nichtbetriebs- j 
© unfällen, die das Arbeitspersonal des Versicherten treffen; & 

Einzel-Unfallversicherung gegen die ökonomischen Folgen von Unfällen jeder 
i Art, die den Versicherten selbst treffen; } 
\ Haftpflichtversicherung gegen die ökonomischen Folgen von körperlichen Un- \ 

< fällen und Sachbeschädigungen, für die der Versicherte nach Massgabe der 5 
h bestehenden Rechtsvorschriften Dritten gegenüber aufzukommen hat. ) 
S Einbruchdiebstahl - versicherungen für Haushaltungen, Warenlager, ad 
N Geschäftseinrichtung, Bargelder, Wertpapiere etc. N 
} Glasversicherung. Es werden versichert: | y 
S In Ladenlokalen etc.: die Schaufenster-, Oberlicht- und Türscheiben, Wand- 2 

spiegel, Ladenschrank- und Regalscheiben, sowie sonstige Objekte. 
| Versicherung gegen Wasserleitungsschäden. | 

© Kautions-Versicherung, gegen Verluste infolge Veruntreuung (Diebstahl 5) 
ö oder Unterschlagung). i 
| Transportversicherungen, uniasst die Schäden, die während dem | & 
Transport der Waren entstehen. 

Versicherungen gegen Feuer-, Blitz- und Explosionsschaden 

G und den durch Löschen verursachten Wasserschaden. 5 
) Vermietung von Tresors (Kleinere Geldschränke) mit Einschluss dere Ver- ' 
© sicherung gegen Einbruchdiebstahl. D 
Be I 


Für nähere Auskunft, Prospekte, Kosten- = 
voranschläge etc. wende man sich an die Bank-Abteilung 


E Schweiz. Ronsumvereine (V.S.K.) Basel 


SIE re re ee 


eigenen Schuhfabrik 


werden von den Genossensthaftsfamilien allen andern vorgezogen. 


Sie sind in 
Form u. Qualität 
= mustergültig 


und werden unter guten Arbeits- 
verhältnissen hergestellt. 


